
n  Die CDU hat 11 Monate vor den kom-
menden Landtagswahlen wesentliche 
Punkte ihres Regierungsprogramms ± die 
zuvor f!r den Koalitionspartner inakzepta-
bel waren - doch noch durchsetzen k#nnen. 
N#tig waren zwei Verhandlungstage: Am 
17. Juni waren die Verhandlungen nach f!nf 
Stunden vertagt worden. In einem zweiten 
Sitzungsmarathon am 21. Juni wurden dann 
die Ergebnisse fest gezurrt. Sie beruhen 
weitgehend auf den Vorschl$gen der Union.

CDU-Fraktionschef Dr. Johann Wadephul: 
¹Wir haben eindeutige Ergebnisse auf der 
Grundlage konkreter Vorlagen gefordert. 
Und diese haben wir auch durchgesetzt. Wir 
sorgen daf!r, dass kein Lehrer weniger im 
Unterricht, und kein Polizeibeamter weniger 
auf der Straûe ist. Aber wir sparen im Verwal-
tungsbereichª. Die Ergebnisse im Einzelnen: 

1.    Ab 2020 keine neuen Schulden mehr 
in Schleswig-Holstein

Ausgehend vom Jahr 2010 wird das struk-
turelle Defizit j$hrlich um 10 Prozent redu-
ziert. Mit dem Bund wird eine Verwaltungs-
vereinbarung abgeschlossen. 
Diese sichert die im Rahmen der F#dera-
lismuskommission vereinbarte Auszahlung 
der Konsolidierungshilfen in H#he von 
80 Millionen Euro pro Jahr. 2020 wird der 
strukturelle Haushaltsausgleich erreicht. 
Diese Vereinbarungen werden im f!r 
Juli zu verabschiedenden Nachtrags-
haushalt und einer Begr!ndung fixiert.  

2.    Schuldenbremse wird auch in Schles-
wig-Holstein umgesetzt

Die Koalition verabredet, keine Klage gegen 
die Grundgesetz$nderung einzulegen, die 
den L$ndern eine Neuverschuldung ab 2020 
verbietet. Damit wird festgelegt, dass der 
Landeshaushalt in wirtschaftlichen Normal-
lagen strukturell ausgeglichen sein muss, 
und damit ohne neue Schulden auskommt. 
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3.    Kommunen werden von Aufgaben und 
Kosten entlastet
 
Durch eine Reduzierung der Aufgaben im 
kommunalen Bereich in Form von Auf-
gabenverzicht, Deregulierung und Um-
wandlung von pflichtigen Aufgaben in 
freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben soll 
die kommunale Ebene nachhaltig von Ko-
sten entlastet werden. Die Investitionskraft 
der Kommunen soll und gest$rkt werden. 
Die Entlastung der kommunalen Ebene ist 
eine Daueraufgabe der Landesregierung. 
Alle Ministerien m!ssen bis zum 3. Juli 
2009 konkrete Vorschl$ge dazu vorlegen.  
 
4.    4.800 Stellen in der Landesverwaltung 
werden bis 2020 gestrichen
 
Der Stellenbestand des Landes einschlieû-
lich seiner Wirtschaftsbetriebe wird ausge-
hend vom Jahr 2009 bis zum Jahr 2020 um 
etwa 4.800 Stellen reduziert. Dies erfolgt zu-
s$tzlich zum bereits bestehenden Personal-
kosteneinsparkonzept 2010.

Hierzu werden bis zum Jahr 2015 rund 
1.100 der Stellen in allen Verwaltungsbe-
reichen auûerhalb von ¹Polizeiª, ¹Justizª, 
¹Steuernª und ¹Schulenª abgebaut. Bei den  
Verwaltungsaufgaben der Polizei werden 

Informationen Ihrer CDU-Landtagsfraktion 06|09 vom 24. Juni 2009

Peter Harry Carstensen und Dr. Ralf Stegner geben die Ergebnisse bekannt
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Liebe Leserinnen und Leser,

AUS DEM LANDTAG

Schleswig-Holstein 
gibt derzeit etwa je-
den achten Euro f"r 
laufende Zinszah-
lungen aus. Seit 40 
Jahren wurden jedes 
Jahr ± mal mehr, 
mal weniger ± neue 
Schulden gemacht. 
Die guten Vors#tze 
der Landesregie-

rungen, es anders zu machen, endeten zu-
meist sp#testens mit dem Beginn des jewei-
ligen Landtagswahlkampfes.

$ber Jahrzehnte hat das Land auf diese 
Weise mehr Personal aufgebaut, als es an-
gemessen bezahlen kann. Die Schulden des 
Landes haben sich auf das dreifache des Jah-
reshaushaltes angeh#u%.

Die Groûe Koalition hat angesichts dieser 
Lage am 21. Juni nach mehr als elfst"n-
digen Verhandlungen Beschl"sse gefasst, 
die wegweisend sind f"r die Politik der 
n#chsten Jahre: Die Neuverschuldung wird 
Jahr f"r Jahr um 10 Prozent verringert. Ab 
2020 werden keine neuen Schulden mehr 
gemacht. Schleswig-Holstein akzeptiert die 
Grundgesetz#nderung.

Diese Beschl"sse werden die Politik in Bund 
und Land drastisch ver#ndern. K"n%ig m"s-
sen Kreditaufnahmen innerhalb der Legisla-
turperiode ausgeglichen werden. Wer neue 
Aufgaben einf"hrt, muss zur Finanzierung 
entweder zus#tzliche Einnahmen erzielen, 
oder alte Aufgaben streichen. Die Zeit der 
schulden&nanzierten Wahlgeschenke ist da-
mit vorbei.

Der politische Ideenwettkampf wird ehr-
licher werden. Denn Politik wird k"n%ig 
anders als bisher deutliche Schwerpunkte 
setzen m"ssen. Die Programme der Parteien 
werden sich deswegen mehr als bisher unter-
scheiden.
Ich bin "berzeugt: Davon wird vor allem 
die Union pro&tieren. Denn wir stehen f"r 
eine solide Haushaltspolitik. Das haben wir 
durch den Verlauf des Koalitionsausschusses 
nachdr"cklich unter Beweis gestellt.

 
Herzlichst Ihr

150, der Justiz 141 und der Steuerverwal-
tung 155 Stellen weg fallen. 

Die Zahl der im operativen Dienst t$ti-
gen Polizeivollzugsbeamten wird dadurch 
nicht verringert. Im Bereich der Polizei 
wird dies durch strukturelle und organisa-
torische Maûnahmen erreicht. Die Justiz 
wird den Personalabbau durch struktu-
relle und organisatorische Maûnahmen 
auch im Bereich der Gerichtsorganisation 
erreichen. Die Stellen im unmittelbaren 
Justizvollzug sind davon nicht betroffen. 
 
Im Schulbereich werden durch organisato-
rische Maûnahmen (u. a. durch Entlastung 
von Verwaltungst$tigkeiten) 200 Stellen er-
wirtschaftet. Mit der Maûnahme ist keine Re-
duzierung der Lehrerstellen f!r die Erf!llung 
der Unterrichtsverpflichtung verbunden. 
Aufgrund der r!ckl$ufigen Sch!lerzahlen 
werden nach den Verabredungen des Bil-
dungspakts bis 2015 844 Stellen erwirtschaf-
tet. Die vom Landtag f!r die Umsetzung der 
Bildungsreform zus$tzlich zur Verf!gung 
gestellten 183 Lehrerstellen werden zum 
2014/2015 entfallen.

Entgegen der demographischen Entwick-
lung verbleiben zus$tzlich 1.300 Stellen 
zur Verbesserung der Qualit$t des Unter-
richts an den Schulen. In den Jahren 2016 
bis 2020 werden so etwa 2.000 Stellen er-
wirtschaftet. Auf diese Weise bleibt die 
Verbesserung von Unterrichtsversorgung 
und Unterrichtsqualit$t durch den Bil-
dungspakt von den Maûnahmen unber!hrt. 
 
5.    Vorschlag der CDU f#r ein zentrales 
Personalmanagement durchgesetzt
 
Das bereits im Mai 2007 von der CDU-Frak-
tion vorgestellte Konzept f!r ein Personal-
managementkonzept war bislang vom Koa-
litionspartner strikt abgelehnt worden. Nun 
wird es umgesetzt. Dazu wird unmittelbar 
nach der Sommerpause eine 

Kabinettsentscheidung herbeigef!hrt.
Alle Personalverwaltungsaufgaben, die res-
sort!bergreifend zentral erledigt werden 
k#nnen, werden beim Finanzverwaltungs-
amt angegliedert. Dort wird der Prozess 
der nat!rlichen Fluktuation zentral gesteu-
ert. Bis 2020 werden 20.000 Landesbedien-
stete in den Ruhestand eintreten. Ein Teil 
der Stellen so nicht wieder besetzt werden. 
Wesentlicher Bestandteil des zentralen Per-
sonalmanagements ist die Bildung eines 
IT-gest!tzten Personalpools mit eigenen 
personalrechtlichen Befugnissen. Diesem 
werden die %berhangkr$fte zugeordnet.  
 
6.    CDU-Konzept zur St$rkung von klei-
nen und mittelst$ndischen Unternehmen 
beschlossen
 
Auch das vor mehreren Wochen von der 
CDU-Fraktion vorgestellte Konzept zur F#r-
derung kleiner und mittelst$ndischer Un-
ternehmen konnte nun doch durchgesetzt 
werden. Die Koalition sieht die Gew$hrung 
von einzelbetrieblichen F#rderungen als 
eine bew$hrte M#glichkeit, um kleinen und 
mittelst$ndischen Unternehmen in Schles-
wig- Holstein Hilfsm#glichkeiten bei Finan-
zierungsproblemen und bei Innovationen 
zur Schaffung und Sicherung von Arbeits-
pl$tzen zu gew$hren.

Die Koalition unterst!tzt die Landesregie-
rung darin, die F#rderm#glichkeiten gerade 
in der Finanz- und Wirtschaftskrise so zu 
gestalten, dass mittelst$ndische Betriebe in 
allen Regionen des Landes davon profitieren 
k#nnen und die F#rderung nicht auf einzel-
ne Schwerpunktr$ume oder Schwerpunkt-
branchen begrenzt wird. Die Koalition be-
gr!ût die Bem!hungen der Landesregierung 
zum weiteren fl$chendeckenden Ausbau des 
Breitbandnetzes (DSL) als einen wesentlichen 
Standortfaktor f!r die zuk!nftige Wirt-
schaftsentwicklung in Schleswig-Holstein. 
 
 
7.   Weitere beitragfreie KiTa-Jahre nicht 
finanzierbar
 
Die von der SPD geforderte Ausweitung der 
Beitragsfreiheit f!r die ersten beiden KiTa-
Jahre ist vom Tisch. Angesichts der Haus-
haltslage ist dies schlicht und einfach nicht 
zu finanzieren. Es bleibt dem von der CDU 
durchgesetzten letzten beitragsfreien KiTa-
jahr vor der Einschulung.

Lange Wartezeit für die Journalisten

Großes Medieninteresse am Sonntag
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n Ein Antrag der FDP r!ckte den 
Mittelstand in die Mitte des Inter-
esses. F!r die CDU stellte der Wirt-
schaftspolitiker Johannes Callsen fest, 
er finde die Absicht des Antrages ± die 
St$rkung der kleinen-und mittelst$n-
dischen Unternehmen in der Wirt-
schaftskrise ± nach wie vor f!r sehr 
erstrebenswert. Die CDU-Fraktion 
habe ihrerseits konstruktive Vorschl$-
ge unterbreitet: Dazu geh#re im We-
sentlichen:

1. die Optimierung der bestehenden F%r-
derinstrumente 
2. die Anwendung der ¹Bundesregelung 
Kleinbeihilfenª 
3. die St$rkung der einzelbetrieblichen 
F%rderung 
4. die F%rderung in ganz Schleswig-Hol-
stein auch in der Fl$che  
5. die St$rkung des Technologietransfers 
6. der weitere Abbau von B#rokratie. 

Er sei !berzeugt, dass mit diesen Maû-
nahmen der Mittelstand gest$rkt werden 
k#nne, ohne zus$tzliches Geld ausgeben 
zu m!ssen. ¹Worum es in der Krise auch 
geht, ist die Rahmenbedingungen f!r die 
Unternehmen und zur Erhaltung der Ar-
beitspl$tze zu verbessern. Das k#nnen 
wir schnell und flexibel leisten, ohne 
daf!r zus$tzliches Geld bereitzustel-
lenª, so Callsen. Leider sei es in der 
Koalition nicht m#glich gewesen, ei-
nen gemeinsamen Antragskompro-
miss zu finden. Daher sei die CDU-
Fraktion an die Koalitionsdisziplin 
gebunden, und musste den Antrag der 
FDP ablehnen.
Drucksache: 16/2662

Johannes Callsen

Scha&ung eines 
Parlamentsforums Nordsee

n Partei!bergreifend ist sich der Schleswig-
Holsteinische Landtag einig die Partnerscha& 
im Nordseeraum zu verst$rken. Nach dem 
Vorbild des Parlamentsforums s!dliche Ostsee 
wird ein Parlamentsforum Nordsee eingerich-
tet. Der CDU-Landtagsabgeordnete Hartmut 
Hamerich sieht darin eine groûe Chance f!r 
das Land Schleswig-Holstein. Ziel m!sse sein, 
eine intensive Zusammenarbeit mit anderen 
europ$ischen L$ndern mit Zugang zur Nord-
see zu scha'en, um eine nachhaltige Entwick-
lung eines gemeinsamen Wirtscha&s-, Kultur- 
und Meeresraums sicher zu stellen.

Hamerich betonte die Notwendigkeit, zuerst 
die Interessen der Zusammenarbeit der deut-
schen Nordseeanrainer Hamburg, Schleswig-
Holstein, Niedersachsen und Bremen mit den 
Europ$ischen Partnern zu b!ndeln. Dann k#n-
ne man gemeinsame Interessen einvernehm-
lich auf europ$ischer Ebene vorantreiben. 
¹Hierbei sollen insbesondere die #kono-
mischen Bez!ge, die interregionale Watten-
meerzusammenarbeit und der K!stenschutz 
zu einer intensiveren Kooperation beitragenª, 
erkl$rte der CDU-Mann.
Drucksache: 16/2640 neu

Hartmut Hamerich

Die CDU steht an der Seite 
der mittelst$ndischen Unter-
nehmen

n Die Landesregierung berichtete auf An-
trag der Gr!nen,  wie in Schleswig-Holstein 
ausl$ndische Schul,- Berufs- und Hoch-
schulabschl!sse anerkannt werden. Der 
wirtscha&spolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Johannes Callsen, wies in 
diesem Zusammenhang auf einen drohenden 
Fachkr$&emangel in Deutschland aber auch 
in Schleswig-Holstein hin. Ca. 50.000 Ingeni-
eursstellen k#nnten momentan nicht besetzt 
werden. Aber auch im Handwerk zeichne 
sich in naher Zukun& ein Fachkr$&emangel 
ab. ¹Das ist umso gravierender, weil der Mit-
telstand das R!ckgrat der schleswig-holstei-
nischen Wirtscha& istª, so Callsen.

Callsen warnte vor einer Herabstufung von 
Qualit$tsanspr!chen deutscher Ausbildungs-
g$nge. ¹Das darf nicht hingenommen wer-
den, nur um die Anerkennungsverfahren zu 
beschleunigen*ª Das duale System der Berufs-
bildung stehe f!r die CDU nicht zur Dispo-
sition und d!rfe nicht ausgeh#hlt werden. Es 
gehe darum, auf dieser Basis M#glichkeiten 
zu +nden, um den Fachkr$&emangel durch 
die Anerkennung im Ausland erworbener 
Abschl!ssen zu begegnen. Die CDU-gef!hrte 
Landesregierung habe in dieser Legislaturpe-
riode in der Wirtscha&spolitik bereits einiges 
auf die Beine gestellt. Die F#rderprogramme 
wurden verbessert und B!rokratie abgebaut, 
Rekordinvestitionen in die Infrastruktur wur-
den get$tigt und gesetzliche Rahmenbedin-
gungen verbessert.

Erste Schritte zu einer Verst$ndigung mit D$-
nemark auf gegenseitige Anerkennung der 
Abschl!sse wurden bei dem letzten Besuch 
des Ministerpr$sidenten Peter Harry Car-
stensen in Kopenhagen unternommen. Die 
Resonanz sei ausgesprochen positiv gewesen. 
¹Jetzt gibt es zwischen Berlin und Kopenha-
gen konkrete Gespr$che, die ho'entlich bald 
grei;are Ergebnisse bringenª, so Callsen ab-
schlieûend.
Drucksache: 16/2525

Mit 'exiblen Regelungen den 
Fachkr$(emangel beheben

NEWSLETTER
Abonnieren Sie unser e-Mail-Newsletter.
Damit erhalten Sie wöchentlich Neuigkeiten über die Arbeit der 
CDU-Landtagsfraktion. Bei besonderen Anlässen, wie zum Beispiel 
Koalitionsausschüssen, informieren wir Sie ausführlich, über die 
Ergebnisse. 
Senden Sie einfach eine e-Mail an : nl1@cdu.ltsh.de
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n  B!ndnis 90/Die Gr!nen hatten einen 
Antrag eingebracht, die im Grundgesetz ver-
ankerte Schuldenbremse auch in die Schles-
wig-Holsteinische Verfassung aufzunehmen. 
Dies ist grunds$tzlich auch die Position der 
CDU. 
Die Debatte stand ganz im Zeichen der bevor-
stehenden Koalitionsrunde: Es redeten nicht 
die Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen, 
sondern die finanzpolitischen Sprecher. Die 
Sozialdemokratin Birgit Herdej!rgen schloss 
nicht mehr aus, dass ihre Fraktion einer 

Die Fehmarnbelt-Querung kommt
n  Der Landtag besch$&igte sich in seiner letzten 
Sitzung mit zwei Antr$gen zur Hinterlandanbin-
dung der Fehmarnbelt ± Querung. Diese h$tten 
allerdings nur vordergr!ndig etwas miteinander 
zu tun, erkl$rte der verkehrspolitische Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion, Hans-J#rn Arp. Die 
FDP beantragte die Pr!fung einer alternativen 
Bahntrasse. Demgegen!ber wollten die Gr!nen 
erneut die Kostenfrage f!r die Hinterlandan-
bindung diskutieren, und damit quasi durch die 
¹Hintert!rª das Projekt scheitern lassen. 
Die Kosten f!r die Fehmarnbelt-Querung und 
die Hinterlandanbindung l$gen im Wesentlichen 
im Bundeshaushalt, so der CDU-Verkehrsexper-
te. Die Ausgaben f!r das Land Schleswig-Hol-
stein seien mit rund 60 Millionen Euro f!r die 
n$chsten neun Jahre gut kalkulierbar. Ein groûes 

n  Die Gr!nen forderten in einem Antrag 
eine landesweit einheitliche Sozialsta'el f!r 
Kindertagesst$tten.

 ¹Ich halte dies f!r nicht sinnvoll. Wir 
haben schlieûlich auch keine landesweit 
einheitlichen Elternbeitr$ge an den 
Kindertagesst$ttenª, erkl$rte dazu Heike 
Franzen, die sozialpolitische Sprecherin der 
CDU Landtagsfraktion. Die Sozialsta'eln 
w!rden sich immer auch an den #rtlichen 
Gegebenheiten und den Besonderheiten des 
jeweiligen Einzelfalles orientieren m!ssen. 

Der Antrag sehe weiterhin vor, dass zum 
1.9.2009 die vollen Regels$tze bei der 
Bemessung von Einkommensgrenzen f!r 
die Sozialsta'elregelungen zu Grunde gelegt 
w!rden. Die dadurch entstehenden Kosten 
sollten aus den angeblich frei werdenden 
Mitteln der Sozialsta'eln durch die Einf!hrung 
des beitragsfreien letzten Kindergartenjahres 
gedeckt werden.
¹Ich will darauf hinweisen, dass die 
Sozialsta'eln der Kreise und kreisfreien St$dte 
bereits !ber den Pakt f!r Familien in die 

Finanzierung des letzten Kindergartenjahres 
mit einbezogen werde - also bereits ausgegeben 
sind*ª so die Sozialpolitikerin.
Auch der Landesrechnungshof habe sich 
in seinem Kommunalbericht 2007 mit den 
Regelungen der Sozialsta'eln befasst. Diese 
l$gen in der Verantwortung der Tr$ger 
der Jugendhilfe, also der Zust$ndigkeit 
der Kreise und kreisfreien St$dte. Franzen 
forderte den Landtag auf, ein weiteres 
Mal mit den Kommunen !ber die 
Ausgestaltung der Sozialsta'eln in Schleswig-
Holstein zu reden. Auch die Vorschl$ge 
des Landesrechnungshofes m!sse man 
diskutieren. Dieser fordert eindeutige und 
nachvollziehbare Handlungsvorschri&en, die 
zum einen zu einer Gleichbehandlung der 
Antragsteller f!hren und zum anderen den 
Verwaltungsaufwand reduzieren k#nnen. Das 
sei auch im Interesse der Kommunen, so die 
CDU-Abgeordnete. 
Franzen schlug vor den Antrag erneut 
Ausschuss zu beraten und den Kommunalen 
Spitzenverb$nden Gelegenheit zu geben, sich 
zu den Verfahren der Sozialsta'eln zu $uûern.
Drucksache: 16/2669

Hans-Jörn Arp

Risiko f!r den Landeshaushalt sei nicht gegeben. 
Daher lehnte die CDU den Antrag der Gr!nen 
ab. Eine leistungsf$hige Hinterlandanbindung sei 
allerdings wichtig. ¹Wir wollen mit der Fehmarn-
belt-Querung den internationalen Handel st$r-
ken. Daf!r brauchen wir eine moderne Infra-
strukturª, erkl$rte der CDU-Mann. Unbedingt 
notwendig sei es allerdings, auf einen Ausgleich 
der Interessen zu achten. ¹Aber wir d!rfen die 
Menschen vor Ort nicht vergessen. Dort, wo der 
Tourismus die bedeutendste Einnahmequelle 
ist und teilweise !ber 30 < der Wirtscha&skra& 
ausmacht, m!ssen wir R!cksicht nehmen.ª Der 
Wirtscha&sausschuss werde auf Grundlage des 
Antrages der FDP die detaillierte Handlungsauf-
forderung f!r die Landesregierung ausgestalten, 
so Arp abschlieûend. Drucksachen: 16/2675 und 16/2715

Die Schuldenbremse muss kommen!
Schuldenbremse zustimmen wird. Herdej!r-
gen bezog Stellenstreichungen mit ein.

Der CDU-Finanzexperte Frank Sauter 
machte klar, dass die CDU auf ihren For-
derungen zur Schuldenbremse besteht: ¹Ich 
gehe davon aus, dass diese Position am Ende 
pr$gend sein wird f!r ein gemeinsam getra-
genes Ergebnisª, erkl$rte Sauter. 

An der Einhaltung der Schuldenbremse 
h$nge die in der F#deralismuskommission 

ausgehandelte Auszahlung der Konsolidie-
rungsmittel von 80 Millionen Euro j$hrlich.
Nachhaltigkeit m!sse auch in der Finanzpo-
litik gelten:

Das Prinzip der R!cksichtnahme auf kom-
mende Generationen. ¹Dieses Prinzip muss 
in der Politik zum beherrschenden Maûstab 
werdenª, forderte Sauter.
Die Schuldenbremse sei f!r die CDU ein Ge-
rechtigkeitsthema, eine Frage gesellschaft-
licher Verantwortung. ¹Wir m!ssen die 
durch Wirtschafts- und Finanzkrise 
weiter auf der n$chsten Seite

Die Sozialsta&eln werden sich immer auch an %rtlichen Gegebenheiten 
und Einzelf$llen orientieren m#ssen

Heike Franzen



5INFO AKTUELL 02|09

AUS DEM LANDTAG

Das Konjunkturprogramm II initiiert wichtige 
Investitionen in %&entlichen Geb$ude

unterbrochene Politik der kontinuierlichen 
Reduzierung Haushaltsdefizite fortsetzen* 

Dieses ist der Weg* Dies ist der einzige Pfad 
der haushaltspolitischen Tugendª, erkl$rte 
Sauter abschlieûend in seiner Rede.

Zwei Tage sp$ter setzte die CDU sich im 
Koalitionsausschuss mit genau diesen Forde-
rungen durch. Damit kommt die Schulden-
bremse auch in Schleswig-Holstein.
Drucksache: 16/2711 und 16/2710

Frank Sauter

n  Der SSW forderte in der vergangenen Land-
tagssitzung auch in Schleswig-Holstein das in 
D$nemark seit 2001 praktizierte Bewertungs-

n Der Landtag debattierte !ber einen Antrag von 
B!ndnis90/die Gr!nen zum L$rmschutz an Schulen 
und einen Berichtsantrag der FDP zur Barrierefreiheit 
von #'entlichen Geb$uden im Zusammenhang mit 
den F#rdermitteln aus dem Konjunkturprogramm II. 

Karsten Jasper, CDU-Landtagsabgeordneter aus 
Dithmarschen, stellte fest: ¹Kindern, Jugendlichen 
und Studierenden wird mancherorts eine nicht ak-
zeptable L$rmbel$stigung zugemutet. Das beein-
tr$chtigt die Konzentration, die Lernleistungen und 
die Psyche.ª Er wagte es jedoch nicht so weit zu gehen 
und dieses als Hauptgrund f!r Fr!hpensionierungen 
bei Lehrern zu bezeichnen. ¹Diesen Zusammenhang 
halte ich eher f!r konstruiertª, so Jasper.  

In jedem Fall sei die Initiative zur Verringerung der 
L$rmbel$stigung zu bef!rworten. Eine zu diesem 
=ema ver#'entlichte Br#sch!re der Landesregie-
rung begr!ûte er ausdr!cklich. Die Forderung nach 
einer >nderung der Richtlinien zur Umsetzung des 
Konjunkturpaketes in diesem Zusammenhang lehnte 
er aber ab. Jetzt sei es an der Zeit, die vorgesehenen 
Investitionen z!gig zu t$tigen und nicht erneut die 
Richtlinien zu ver$ndern. Jasper wies darauf hin, dass 
im Zuge der energetischen Sanierung, die durch das 
Konjunkturpaket II +nanziert werden, auch L$rm 
mindernde E'ekte eintreten. ¹ Jeder, der bei sich zu 
Hause alte Fensterscheiben durch neue, isolierende 
Scheiben ersetzt hat, kennt diesen E'ekt.ª
Wichtiger sei das =ema der Barrierefreiheit. Die 
Herstellung von Barrierefreiheit fand als eigenst$n-

digen F#rdergegenstand in den Rahmenrichtlinien 
zum Konjunkturpaket Aufnahme. Daf!r dankte der 
CDU-Politiker dem Ministerpr$sidenten. ¹Das ist ein 
wichtiges Signal f!r alle Menschen in unserem Land.ª 
Es zeichne sich heute schon ab, welche Verbesse-
rungen sich f!r Menschen, die auf Barrierefreifreiheit 
angewiesen sind, ergeben. Viele Einrichtungen, die 
den Menschen die Teilhabe am #'entlichen Leben 
erm#glichen, w!rden modernisiert. F!r einen Bericht 
der Landesregierung, wie die FDP ihn fordere, sei es 
aber verfr!ht, so Jasper weiter. 
¹Letztlich ist es aber auch egal, woher die Mittel stam-
men, die f!r diese Investitionen eingesetzt werden. 
Die Hauptsache ist, dass wir viele Missst$nde bei der 
Barrierefreiheit in den kommenden Monaten beseiti-
gen k#nnenª betonte der CDU-Mann abschlieûend. 
Drucksachen: 16/2653 und 16/2661

Carsten Jasper

Eigenverantwortung der Lebensmittelbetriebe st$rken
system mit vier unterschiedlichen Smiley-Ge-
sichtern ± vom L$cheln bis zu herabh$ngenden 
Mundwinkeln ± f!r Lebensmittelbetriebe ein-

zuf!hren. Lebensmittelverkaufsst$tten, 
Restaurants, Imbisse, Kantinen und auch K!-
chen von Schulen oder Altenheimen m!ssen 
den Bericht !ber durchgef!hrte Lebensmittel-
kontrollen unverz!glich an gut sichtbarer Stel-
le mit dem entsprechenden Smiley anbringen? 
zus$tzlich solle dieser im Internet 
ver#'entlicht werden.

Ursula Sassen, Sprecherin der CDU-Land-
tagsfraktion f!r Verbraucherschutz, sieht die-
se Form der Bewertung kritisch und h$lt die 
Forderung, dass sich ein Betrieb bereits nach 
einer ersten Beanstandung selbst #'entlich 
anprangern m!ssen, f!r eine unangemessene 
Maûnahme. 

Zudem w$re eine unmittelbare Ver#'entli-
chung des Kontrollberichtes gesetzeswidrig, 
wenn z.B. ein Ordnungswidrigkeitsverfahren 
noch nicht rechtskr$&ig abgeschlossen sei. 
Daher sei auf Grund der jetzigen Gesetzeslage 
in Deutschland und damit in Schleswig-Hol-
stein das d$nische System nicht umsetzbar, so 
Sassen. 

Es gehe nicht darum, st$ndig neue Qualit$ts-
siegel zu er+nden und damit die Verbraucher 
zu verwirren, sondern Verl$sslichkeit und 
Verantwortungsbewusstsein der Lebensmit-
tel- und Gastronomiebetriebe einzufordern 
und zu st$rken. ¹Davon pro+tieren auf l$n-
gere Sicht sowohl die Betriebe als auch die 
Verbraucherinnen und Verbraucherª, erkl$rte 
Sassen abschlieûend. 
Drucksache: 16/2668

Ursula Sassen
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Das Gesetz erf#llt die hohen Anspr#che
n  Die Verantwortung f!r die Heimgesetzgebung 
wechselt vom Bund auf die L$nder. Daher hat 
auch der Schleswig-Holsteinische Landtag in sei-
ner letzten Sitzung in zweiter Lesung ein ¹Gesetz 
zur St$rkung von Selbstbestimmung und Schutz 
von Menschen mit P@egebedarf oder Behinde-
rungª, kurz Selbstbestimmungsst$rkungsgesetz, 
verabschiedet. Dieses ist der erste Teil eines neu-
en dreistu+gen P@egegesetzbuchs f!r Schleswig-
Holstein. 

Die sozialpolitische Sprecherin der CDU-Land-
tagsfraktion, Heike Franzen, betonte den hohen 
Anspruch des Gesetzes. ¹Wir wollten sowohl den 
Bed!rfnissen von Menschen mit P@egebedarf als 
auch denen von Menschen mit Behinderung ge-
recht werden.ª

Im neuen Gesetz gilt der Grundsatz: ambulante 
Hilfe vor station$rer Hilfe. Dabei wurden einige 
Schwerpunkte in der Beratung, bei der Qualit$ts-
sicherung, bei den Mitwirkungsrechten und der 
F#rderung von ambulant unterst!tzten Wohn-, 
P@ege- und Betreuungsformen gesetzt, so die So-
zialpolitikerin weiter. 

Zu Recht wurde die bisher mangelnde Trans-
parenz der Angebote des betreuten Wohnens 

bem$ngelt. ¹Das Gesetz sieht daher eine Trans-
parenzp@icht f!r die Anbieter vorª, betonte Fran-
zen. ¹Sie m!ssen allgemeinverst$ndliche Infor-
mationen !ber ihre Angebote vorhalten, damit 
gleich von Anfang an klar ist was der Anbieter 
leisten kann.ª Zudem fordere das Gesetz auf, sich 
um ein G!tesiegel zu bewerben.

Nat!rlich enthalte ein solches Gesetz auch die 
Voraussetzungen und P@ichten f!r den Betrieb 
von ambulanten Angeboten, sowie besonderen 
Wohn-, P@ege- und Betreuungsformen und sta-
tion$ren Einrichtungen. Besonderer Wert wurde 
dabei sowohl bei den besonderen Wohnformen 
als auch bei den station$ren Einrichtungen auf die 
Selbstbestimmung der Bewohner gelegt 

¹Qualit$t und Transparenz zeichnen ein gutes 
Angebot ausª, erkl$rte Franzen. Daher regele 
dass Gesetz umfangreiche Informationsp@ichten 
f!r die Anbieter, aber auch die %berpr!fung der 
Qualit$t der Angebote und die Ver#'entlichung 
von Pr!f- und T$tigkeitsberichten. Dabei galt 
es, einen weiteren Grundsatz zu beachten: soviel 
%berpr!fung wie n#tig, so wenig wie m#glich.

Abschlieûend lobte die CDU-Landtagsabgeord-
nete die Kollegen aller Parteien f!r den sach-

Heike Franzen

lichen und pragmatischen Beratungsprozess, der 
letztendlich zu einem sehr guten Gesetz gef!hrt 
habe, das eine der Weichen f!r die zuk!n&ige 
Entwicklung in der sozialen Landscha& in Schles-
wig-Holstein stellt. 
Drucksache: 16/2704

CCS nicht gegen den Willen der Menschen 
durchsetzen

n  Die Schleswig-Holsteinische CDU hat in der 
Landtagswoche im Sinne der Menschen im Norden 
des Landes Akzente auf Bundesebene gesetzt. In einer 
gemeinsamen Anstrengung der Bundestagsgruppe, 
des Ministerpr$sidenten Peter Harry Carstensen und 
der CDU-Landtagsfraktion gelang es, die Beratung des 
CCS-Gesetzentwurfes auf Bundesebene zu verschie-
ben. Sollte es zu einer Verabschiedung des aktuellen 
Gesetzentwurfs kommen, wird Schleswig-Holstein im 
Bundesrat mit ¹neinª stimmen. Hintergrund sind Pla-
nungen des RWE/DEA-Konzerns, @!ssiges CO2 tief in 
der Erde einzulagern.

Der Landtag stimmte einstimmig f!r einen entspre-
chenden Antrag des SSW, den umstrittenen Entwurf 
f!r das CO2-Speichergesetz zu stoppen und grundle-
gend zu !berarbeiten. Der umweltpolitische Sprecher 
der CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Land-
tag, Dr. Axel Bernstein, erkl$rte dazu: ¹Der Respekt 
vor den Sorgen der Menschen gebietet einen Stopp des 
bisherigen Verfahrens.ª 
Ausdr!cklicher Dank geh#re Ministerpr$sident Pe-
ter Harry Carstensen f!r seine Intervention in Berlin. 

Durch sein beherztes Eingreifen sei im ersten Schritt 
der Beschluss im Bundestag verschoben worden. 
In der Debatte war die Schleswig-Holsteinische SPD 
v#llig isoliert. Auf ihrem Bundesparteitag am Wochen-
ende zuvor hatten auch die Schleswig-Holsteinischen 
SPD-Delegierten f!r die Co2-Speicherung gestimmt. 
Auch soll das Auslaufen der Kohlesubventionierung 
nach Vorstellung der Bundes-SPD ± mit Zustimmung 
der Nord-Genossen - r!ckg$ngig gemacht werden. In 
der Debatte im Landtag stellten die SPD-Abgeordne-
ten die Situation anders da: Der SPD-Bundesparteitag 
habe sich der ablehnenden Position der Nord-SPD zu 
Kohle und CCS weitgehend angeschlossen. Redner 
aller anderen Fraktionen entlarvten den Widerspruch 
zwischen den Beschl!ssen und den >uûerungen der 
Schleswig-Holsteinischen SPD-Politiker.
Bernstein: ¹Glaubw!rdigkeit sieht anders aus*ª 

Er forderte RWE/DEA auf, das Antragsverfahren 
und die Vorbereitungen f!r seismologische Untersu-
chungen zu stoppen. ¹CCS kann m#glicherweise einen 
wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Zu den 
vorher zu erf!llenden Bedingungen geh#rt neben Si-

Dr. Axel Bernstein

cherheit, Wirtscha&lichkeit und Transparenz aber auch 
Akzeptanz in der Region. Das ist zumindest in Schles-
wig-Holstein bisher nicht gelungenª, so der CDU-Abge-
ordnete abschlieûend. 
Drucksache: 16/2676
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NEUES AUS DEM LANDESHAUS

Tobias Koch

n  Auf Antrag der FDP-Fraktion wurde 
im Landtag auch !ber die Neuordnung 
des Landesbankensektors gesprochen, 
!ber die es in den vergangenen Wochen 
zahlreiche Spekulationen gab. So hatten 
Bund und L$nder sich k!rzlich darauf 
geeinigt, angeschlagenen Banken die Aus-
lagerung von Risikopapieren und ganzen 
Gesch$&sfeldern zu erm#glichen. 

Der bankenpolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Tobias Koch, begr!ûte 
die Vereinbarung der Ministerpr$si-
denten, den Landesbankensektor neu zu 
ordnen und dabei wesentliche Konsolidie-
rungsschritte bis zum 31. Dezember 2010 
zu vollziehen. 

Verwundert zeigte sich Koch !ber die 
Vorstellung mancher Redner, die unter 
Konsolidierung ausschlieûlich die Fusi-
on von Landesbanken verst!nden: ¹Wer 
glaubt denn ernstha&, dass die Scha'ung 
einer neuen Mega-Landesbank, mit einer 
Bilanzsumme von rund 2.000 Mrd. Euro, 
die Risikosteuerung und die Transparenz 
eines solchen Institutes verbessert ± wenn 
dann neun Bundesl$nder als Anteilseigner 
mit am Tisch sitzenª, so Koch. 

Koch stellte fest, dass bei den Diskus-
sonen der vergangenen Monate !ber Frak-
tionsgrenzen hinweg Einigkeit bestanden 
habe, im Falle weiterer Risiken, welche die 
bislang beschlossenen Kapitalmaûnah-
men !bersteigen, auf die Hilfe des Bundes 
angewiesen zu sein. ¹Der jetzt vorliegende 

Landesbanken Neuordnung auf gutem Weg
Gesetzentwurf des Bundes+nanzministers 
f!r die Einrichtung von Bad Banks scheint 
jedoch keine derartige Hilfe zu bietenª, 
stellte Koch fest. Die Einbringung von 
Wertpapieren l#se nach dem Bad-Bank-
Gesetz unmittelbar einen erneuten 
10<-igen Abschreibungsbedarf aus und 
belasse trotzdem alle zuk!n&igen Risiken 
bei den bisherigen Anteilseignern. 

Auch wenn der Bund eine sachgerechte 
Unterst!tzung o'enkundig verweigere, 
f!hre an der Konsolidierung der Landes-
banken kein Weg vorbei. Dabei k#nne 
Schleswig-Holstein mit Selbstbewusstsein 
feststellen, dass die Weichen richtig ge-
stellt worden seien.

 ¹Der Vorstand der Bank hat mit der Ak-
tion ªWetterfestª Maûnahmen ergri'en, 
um eXzientere Strukturen zu scha'en 
und Kosten zu senken. Wir haben ein 
Gesch$&smodell f!r die HSH Nordbank 
beschlossen, dass eine Fokussierung auf 
solche Gesch$&sfelder vorsieht, die einen 
klaren regionalen Bezug aufweisen. 

Wir haben die Trennung von Kernbank 
und Abbaubank vereinbart, wobei nicht 
nur risikobelastete Papiere, sondern auch 
nicht-strategische Gesch$&sfelder ausgela-
gert werdenª, so Koch. Als Ergebnis dieser 
Maûnahmen wird sich die Bilanzsumme 
der HSH-Nordbank in den n$chsten Jah-
ren um die H$l&e reduzieren. 
Drucksache: 16/2717

Parlamentarischer Untersuchungsausschuss zur 
HSH-Nordbank eingesetzt
n  Der Parlamentarische Untersuchungsaus-
schuss zur HSH Nordbank hat in der ver-
gangenen Landtagswoche mit seiner Arbeit 
begonnen. Der Landtag in Kiel setzte das 
von der Opposition beantragte Gremium am 
Mittwoch mit den Stimmen aller Fraktionen 
ein. Noch am Mittag kamen die zw#lf Mit-
glieder unter dem Vorsitz des CDU-Abgeord-
neten Hans-J#rn Arp zu ihrer ersten Sitzung 
zusammen. 

Die CDU-Fraktion stellte nicht nur die n#ti-
ge Mehrheit zur Einsetzung des Ausschusses 
sicher, sondern stimmte auch geschlossen f!r 
dessen Einsetzung. 

¹Wenn eine Opposition mit einem parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss eine ihrer 
sch$rfsten Wa'en z!ckt, und die Regierungs-
fraktionen dann diesen Weg mit der Oppo-
sition gemeinsam gehen, dann ist das glaube 
ich schon etwas Besonderes, was es hier auch 
entsprechend zu w!rdigen giltª, stellte der 
CDU-Obmann im Untersuchungsausschuss, 
Tobias Koch, fest. 

Die CDU tue dies, weil sie selbst ein Interesse 
daran habe, die Vorkommnisse bei der HSH 
Nordbank !ber die bisherigen Beratungser-
gebnisse hinaus weiter aufzukl$ren.

 ¹Kaum ein anderes =ema hat uns in dieser 
Wahlperiode so intensiv besch$&igt, wie die 
Vorg$nge um die HSH Nordbank.ª, so Koch. 

Mit Hilmar Kopper habe nun ein !ber die 
Grenzen Deutschlands hinaus anerkannter 
Experte als Kandidat f!r den Vorsitz des Auf-
sichtsrates gewonnen werden k#nnen. Der 
Finanzausschuss habe zuletzt einstimmig 
festgestellt ± also auch mit den Stimmen der 
anwesenden Oppositionsvertreter ± dass die 
Landesregierung die vom Landtag beschlos-
senen Resolutionen bis jetzt vollst$ndig um-
gesetzt hat. 

ªEs gibt also nach langer Zeit auch mal wieder 
gute Nachrichten von der HSH Nordbank und 
damit Anlass zur Ho'nung, was aber keines-
wegs bedeuten muss, dass wir damit bereits 
!ber den Berg sind.ª 

Vor den Mitgliedern des Untersuchungsaus-
schusses warte ein Berg von Arbeit mit zahl-
reichen Sitzungsterminen. ¹Auch wenn ein 
solcher Ausschuss immer auch ein Mittel der 
politischen Auseinandersetzung sein wird, 
habe ich dennoch die Ho'nung, dass die 
sachliche AuYl$rung der Fakten im Vorder-
grund stehtª, so Koch.
Drucksache: 16/2703
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Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Hans-J#rn Arp 
stimmte der FDP in dem Punkt zu, dass die LKW-
Maut zu einem f!r die Fuhrunternehmer ung!nstigen 
Zeitpunkt erh#ht wurde. ¹Jedoch war bei der Entschei-
dung f!r die Anhebung eine solche scharfe Krise nicht 
absehbar. Es w$re t#richt, die Maut zur!ckzunehmen 
oder auszusetzen. Wenn wir die Mauterh#hung jetzt 
aussetzen, dann pro+tieren diejenigen Unternehmen, 
die ihren Fuhrpark nicht modernisiert haben. Demge-
gen!ber w!rden diejenigen, die investiert haben, in die 
R#hre gucken.ª
 Die LKW-Maut sei gesta'elt und orientiere sich an den 
Schadsto[lassen der Lastwagen. Wer die Schadsto'-
klasse 5 erf!lle, bezahle bis zu 15,5 Cent pro Kilometer. 
Die gr#ûten Lu&verschmutzer m!ssen dagegen bis zu 
28,8 Cent auf den Tisch legen. Der E'ekt dieser neuen 
Regelung sei, dass sehr viele Spediteure ihren Fuhrpark 
ausgewechselt und sich neue LKWs mit der Schadsto'-

Hans-Jörn Arp

klasse 5 angescha\ h$tten. Entscheidend sei vielmehr, 
dass die Maut der Infrastruktur in vollem Unfang zu-
gute komme: ¹Die Maut muss von der Straûe in die 
Straûeª, forderte der Verkehrsexperte. 

Denn das von der FDP angesprochene Problem sei nur 
ein kleiner Aspekt eines ganzen B!ndels an =emen, 
die das Transportgewerbe interessierten, so Arp.
Wettbewerbsnachteile gegen!ber den osteurop$ischen 
Konkurrenten, Begleitung von Schwerlasttransporten, 
Regelungen zum Sonn- und Feiertagsfahrverbot, Park-
platzsituation auf Autobahnrastpl$tzen und Messein-
richtungen im Digitalen Tacho seien weitere =emen, 
die die Branche interessierten. ¹Bei diesen =emen 
m!ssen wir Klarheit scha'en. Denn der Wunsch aller 
Spediteure ist vor allem mehr Verl$sslichkeit bei Ge-
setzesentscheidungenª, betonte Arp abschlieûend.
Drucksache: 16/2663

100 Kunst-Werke von Sch#lern aus 
Schleswig-Holstein im Landeshaus

n  ¹Es war sch#n*ª Zu dieser Einsch$tzung kam 
Wilfried Wengler, Kulturpolitiker der CDU, 
nach der Vernissage in den R$umer der CDU-
Landtagsfraktion.

150 Besucher sahen 100 eingesandte Werke von 
sieben schleswig-holsteinischen Schulen zwi-
schen Flensburg und Pinneberg. Weitere Inte-
ressierte k#nnen sich noch bis zum 12.07.2009 
von den Arbeiten der Sch!lerinnen und Sch!-
ler zum =ema ¹Macht Konsum frei]ª t$glich 
von 9-18 Uhr !berzeugen lassen.

Die Jury unter der Leitung von Frau Prof. Dr. 
Kerstin Abraham von der Muthesius Kunst-
hochschule tat sich bei der Begutachtung 
schwer. Einen eindeutigen Sieger gab es am 
Ende nicht. So wurden in diesem Jahr neben 
einem Sonderpreis f!r ausgezeichnete Grup-
penarbeit zwei erste Preise und zwei dritte 
Preise gek!rt. Dotiert waren die Preise mit
 je 400 Euro und 200 Euro.

¹Es gab eine ganze Reihe hochkar$tiger Ein-
sendungenª, erl$uterte Wengler bei der Preis-
verleihung. Das =ema: ¹Macht Konsum frei]ª 
sei dieses Mal bewusst o'en gehalten und auf 
alle Medien ausgeweitet worden. ¹Wir wollten 
damit unterstreichen, dass der k!nstlerischen 
Unabh$ngigkeit alle Medien o'en stehenª, so 
der Landtagsabgeordnete.

So gingen die dritten Preise an eine PC-Pr$-
sentation mit dem Titel ¹Die Menge macht das 
Gi&ª vom Brahms-Gymnasium aus Pinneberg 
und ein Mobile mit dem Titel ¹Der Tanz um 
das goldene Schweinª von der Jungmannschule 
aus Eckernf#rde. Beide ersten Preise bekamen 
Sch!ler der Isarnho Schule in Gettorf. Ann 
Marie Stallforth f!r ihre Handtasche aus mas-
siven ^sen mit dem Titel ¹Schwere Lastª und 
Kewan Ghods f!r sein Teeservice aus Zucker 
mit dem Titel ¹S!ûe Teestundenª. 

Den Preis f!r die Gruppenarbeit bekamen die 
Sch!lerinnen und Sch!ler der 11. Klasse des 
Freiherr-vom-Stein-Gymnasiums in Olden-
burg. An ihrem Kunstwerk f$llt das architek-
tonische Moment auf. ¹Die einzelnen kasten-
f#rmigen Elemente dokumentieren die bunte 
Warenwelt eines Kau_auses und sind daher 
in besonderer Art und Weise an das ¹Konsum-
themaª angelehntª, urteilte Wengler.

LKW-Maut ± Von der Straûe in die Straûe!

n  Mit einem Antrag forderte die FDP eine Absenkung 
der LKW-Maut. Zumindest solle die j!ngste Anhebung 
ausgesetzt werden. Daf!r m!sse sich die Landesregie-
rung im Bundesrat einsetzen. Der verkehrspolitische 

Gruppenbild mit den Siegern


